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Vorblatt 
 

Ziele 
 

- Störungsfreie Integration des nationalen Aufsichtssystems in den einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus 

- Weiterentwicklung des bankaufsichtlichen Prüfberichts für Kreditinstitute 

- Steigerung der Anwenderfreundlichkeit von Bankwesengesetz (BWG) und anderen 
Aufsichtsgesetzen 

Zu den Zielen des vorliegenden Gesetzesentwurfes zählt insbesondere die Vornahme der notwendigen 
Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Übertragung 
besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische 
Zentralbank. Durch diese soll sichergestellt werden, dass der Übergang vom bisherigen nationalen 
Aufsichtssystem zum einheitlichen Aufsichtsmechanismus reibungslos verläuft und für den 
Rechtsanwender gesteigerte Klarheit und Rechtssicherheit geschaffen wird. Des Weiteren soll der Beitrag 
des Bankprüfers für die Aufsichtstätigkeit im Sinne der rechtzeitigen Erkennung wirtschaftlicher 
Fehlentwicklungen verbessert werden und der Umfang der Prüfung an die neuen regulatorischen 
Anforderungen angepasst werden. Ein weiteres Ziel besteht in der gesteigerten Anwenderfreundlichkeit 
des BWG und anderer Aufsichtsgesetze. 
 

Inhalt 
 

Das Vorhaben umfasst hauptsächlich folgende Maßnahmen: 
 

- Ergänzende Regelungen für Verfahrensabläufe im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus 

- Neustrukturierung der gesetzlichen Vorgaben betreffend die Anlage zum Prüfbericht 

- Vornahme redaktioneller Berichtungen und weiterer legistischer Anpassungen im BWG und anderen 
Aufsichtsgesetzen 

Zu den Maßnahmen des Gesetzesentwurfes zählt insbesondere die Klarstellung des Umfangs der 
verbleibenden aufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten der FMA und der Oesterreichischen Nationalbank im 
Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus sowie die Anwendung des nationalen Verfahrensrechts 
bei Tätigwerden der Europäischen Zentralbank. Zu den weiteren Maßnahmen zählt die Neustrukturierung 
der Anlage zum Prüfbericht im BWG. Des Weiteren wird in diesem Zusammenhang der Umfang der 
Prüfungshandlungen näher determiniert. Im Sinne der verbesserten Anwenderfreundlichkeit des BWG 
und anderen Aufsichtsgesetzen werden unter anderem redaktionelle Fehler behoben und legistische 
Klarstellungen getroffen. 
 

Auswirkungen auf Unternehmen: 

Wesentliche Auswirkungen können sich für Kreditinstitute allenfalls durch einen verhältnismäßigen 
Anstieg der Kosten im Zusammenhang mit der Prüfung des Jahresabschlusses ergeben. 
 

In den weiteren Wirkungsdimensionen gemäß § 17 Abs. 1 BHG 2013 treten keine wesentlichen 
Auswirkungen auf. 
 

Verhältnis zu den Rechtsvorschriften der Europäischen Union: 

Das Vorhaben enthält die erforderlichen flankierenden Regelungen zur Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 
sowie redaktionelle Anpassungen in Bezug auf die bereits erfolgte Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU. 
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Besonderheiten des Normerzeugungsverfahrens: 

Keine. 
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Wirkungsorientierte Folgenabschätzung zum Bundesgesetz, mit dem das 
Bankwesengesetz, das Börsegesetz 1989, das E-Geldgesetz 2010, das 

Finanzkonglomerategesetz, das Finanzmarktaufsichtsbehördengesetz, das 
Investmentfondsgesetz 2011, das Stabilitätsabgabegesetz, das 

Wertpapieraufsichtsgesetz 2007, das Zahlungsdienstegesetz und das Zentrale-
Gegenparteien-Vollzugsgesetz geändert werden 

 
Einbringende Stelle: Bundesministerium für Finanzen

Laufendes Finanzjahr: 2014 

Inkrafttreten/
Wirksamwerden: 

2014 

 

Beitrag zu Wirkungsziel oder Maßnahme im Bundesvoranschlag 
 

Das Vorhaben hat keinen direkten Beitrag zu einem Wirkungsziel. 
 

Problemanalyse 
 

Problemdefinition 

- Durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank wurden der Europäischen 
Zentralbank bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute übertragen. 
Die Europäische Zentralbank wird ab dem 4. November 2014 die ihr übertragenen Aufgaben im Rahmen 
eines einheitlichen Aufsichtsmechanismus wahrnehmen. Durch den einheitlichen Aufsichtsmechanismus 
sind diverse Anpassungen der nationalen Rechtsgrundlagen erforderlich. 

- Die gesetzlichen Vorgaben zum bankaufsichtlichen Prüfbericht bedürfen aufgrund des seit 1. Jänner 
2014 geltenden neuen regulatorischen Rahmens für Kreditinstitute einer Anpassung. Des Weiteren war 
bisher der Umfang der Prüfungshandlungen, der im Hinblick auf die Ergebnisdarstellung in der Anlage 
zum Prüfbericht erforderlich ist, nicht eindeutig klar. 

- Das parlamentarische Verfahren zur Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU wurde in Österreich bereits 
zu einem Zeitpunkt gestartet, als das Rechtssetzungsverfahren auf europäischer Ebene noch nicht 
abgeschlossen war. Aufgrund späterer textlicher Anpassungen im Rahmen des sprachjuristischen 
Verfahrens auf EU-Ebene sind Verweise auf die einschlägigen EU-Rechtsakte im nationalen Recht 
teilweise nicht mehr akkurat. 
 

Nullszenario und allfällige Alternativen 

- Ohne Begleitmaßnahmen wäre die Integration des nationalen Aufsichtssystems in den einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus nicht vollständig gewährleistet. 

- Ohne gesetzliche Änderungen wäre die Ausgestaltung der Anlage zum Prüfbericht nicht hinreichend auf 
den neuen regulatorischen Rahmen für Kreditinstitute angepasst. Ferner wäre der Beitrag des Bankprüfers 
für die Aufsichtstätigkeit über ein Kreditinstitut im Sinne der rechtzeitigen Erkennung wirtschaftlicher 
Fehlentwicklungen verbesserungswürdig. 

- Ohne die vorgeschlagenen Berichtigungen und Klarstellungen wäre bei einigen finanzmarktrechtlichen 
Aufsichtsgesetzen die zu gewährleistende Rechtssicherheit nicht vollumfänglich gegeben. Nicht 
vollständig korrespondierende Regelungen auf nationaler bzw. EU-Ebene würden sowohl für die 
Aufsichtsbehörden als auch für die beaufsichtigten Unternehmen zu erhöhtem Verwaltungsaufwand 
führen. 
 

Vorhandene Studien/Folgenabschätzungen 

Begründung des Vorschlags der Europäischen Kommission für eine Verordnung des Rates zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 
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Europäische Zentralbank, insbesondere deren Punkt 5. zu den Auswirkungen auf den Haushalt der Union 
[COM(2012) 511 final]: 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=COM:2012:0511:FIN:DE:PDF 
 

Interne Evaluierung 
 

Zeitpunkt der internen Evaluierung: 2019 

Evaluierungsunterlagen und -methode: Für die Durchführung der internen Evaluierung sind 
entsprechende Daten der FMA und der OeNB, insbesondere im Hinblick auf die künftige 
Verwaltungspraxis, erforderlich. 
 

Ziele 
 

Ziel 1: Störungsfreie Integration des nationalen Aufsichtssystems in den einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Fehlende Klarheit bzw. Rechtssicherheit 
betreffend die Ausgestaltung der 
aufsichtsrechtlichen Abläufe im Rahmen des 
einheitlichen Aufsichtsmechanismus. 

Reibungsloser und für den Rechtsanwender 
transparenter Ablauf der aufsichtsrechtlichen 
Prozesse im Rahmen des einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus. 

 

Ziel 2: Weiterentwicklung des bankaufsichtlichen Prüfberichts für Kreditinstitute 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Die Ausgestaltung der Anlage zum Prüfbericht ist 
nicht hinreichend auf den seit 1. Jänner 2014 
anzuwendenden regulatorischen Rahmen 
angepasst. Zudem ist der Beitrag des Bankprüfers 
für die Aufsichtstätigkeit über Kreditinstitute im 
Sinne der rechtzeitigen Erkennung wirtschaftlicher 
Fehlentwicklungen aus qualitativer Sicht 
verbesserungswürdig. 

Bestmöglicher Beitrag des Bankprüfers für die 
Aufsichtstätigkeit über Kreditinstitute unter 
Berücksichtigung des neuen Regulierungsrahmens, 
verbunden mit der Gewährleistung einer 
verhältnismäßigen Kostenbelastung für die 
beaufsichtigten Unternehmen. 

 

Ziel 3: Steigerung der Anwenderfreundlichkeit von BWG und anderen Aufsichtsgesetzen 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Das parlamentarische Verfahren zur Umsetzung 
der Richtlinie 2013/36/EU wurde in Österreich 
bereits zu einem Zeitpunkt gestartet, als das 
Rechtssetzungsverfahren auf europäischer Ebene 
noch nicht abgeschlossen war. Aus diesem Grund 
bestehen im Hinblick auf die letztlich im 
Amtsblatt der EU veröffentlichten Fassungen der 
Richtlinie 2013/36/EU und der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 redaktionelle Fehler wie etwa 

Vormals vorhandene redaktionelle Fehler sind 
bereinigt. Das Zusammenspiel zwischen 
Bankwesengesetz und Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 in der Praxis ist effizienter. 
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Fehlverweise im Bankwesengesetz und anderen 
Aufsichtsgesetzen. Teilweise bestehen zudem 
Abweichungen zwischen dem Bankwesengesetz 
und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013, wodurch 
es in bestimmten Fällen zu einem 
Verwaltungsmehraufwand bei Aufsichtsbehörden 
und Kreditinstituten kommen kann. 
 

Maßnahmen 
 

Maßnahme 1: Ergänzende Regelungen für Verfahrensabläufe im Rahmen des einheitlichen 
Aufsichtsmechanismus 

Beschreibung der Maßnahme: 

- Klarstellung des Umfangs der bei FMA und Oesterreichischer Nationalbank verbleibenden 
aufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten 

- Klarstellung betreffend die Anwendung nationalen Verfahrensrechts bei Tätigwerden der Europäischen 
Zentralbank 

- Ergänzende Verfahrensregeln für FMA und Oesterreichische Nationalbank zur Sicherstellung eines 
national koordinierten aufsichtlichen Vorgehens im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus 

- Ergänzende Informations- und Koordinierungspflichten zwischen FMA und 
Finanzmarktstabilitätsgremium im Zusammenhang mit makroprudenziellen Maßnahmen 

- Eigene Haftungsregeln für Fälle, in denen die FMA bzw. deren Mitarbeiter mit der Europäischen 
Zentralbank im Rahmen des einheitlichen Aufsichtsmechanismus zusammenarbeitet 
 

Umsetzung von Ziel 1 
 

Maßnahme 2: Neustrukturierung der gesetzlichen Vorgaben betreffend die Anlage zum 
Prüfbericht 

Beschreibung der Maßnahme: 

- Neustrukturierung der verschiedenen thematischen Prüffelder ("Prüfmodule") 

- Nähere Determinierung des Umfangs der durchzuführenden Prüfungshandlungen sowie der 
Anforderungen an die  Ergebnisdarstellung in der Anlage zum Prüfbericht 

- Erleichterungen betreffend die Ergebnisdarstellung für kleine, nicht kapitalmarktorientierte 
Kreditinstitute, die Organisationsstrukturen angehören, welche aufgrund ihrer Ausgestaltung gegenseitige 
schuldrechtliche "Sicherungsnetze" vorsehen 
 

Umsetzung von Ziel 2 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

Die Ausgestaltung des bankaufsichtlichen 
Prüfberichts berücksichtigt den seit 1. Jänner 2014 
geltenden regulatorischen Rahmen nicht 
hinreichend. Die gesetzlichen Vorgaben stellen 
nicht eindeutig klar, in welcher Qualität die 
Ergebnisdarstellung im Rahmen der Anlage zum 
Prüfbericht zu erfolgen hat. 

Der Umfang der durchzuführenden 
Prüfungshandlungen sowie der Anforderungen an 
die Ergebnisdarstellung in der Anlage zum 
Prüfbericht ist eindeutig nach internationalen 
Prüfungsstandards determiniert. Folglich wird 
auch der Nutzen des Beitrags des Bankprüfers für 
die Aufsichtstätigkeit im Sinne der rechtzeitigen 
Erkennung wirtschaftlicher Fehlentwicklungen 
erhöht. 
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Maßnahme 3: Vornahme redaktioneller Berichtungen und weiterer legistischer Anpassungen im 
BWG und anderen Aufsichtsgesetzen 

Beschreibung der Maßnahme: 

- Richtigstellung von Fehlverweisen 

- Adaptierung des BWG zur Anpassung an die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (z.B. betreffend die 
Harmonisierung aufsichtsrechtlicher Konsolidierungskreise) 

- Sonstige redaktionelle Anpassungen 
 

Umsetzung von Ziel 3 
 

Wie sieht Erfolg aus: 
 
Ausgangszustand Zeitpunkt der WFA Zielzustand Evaluierungszeitpunkt 

- bestehende rechtliche Unklarheiten (z.B. 
aufgrund fehlerhafter Verweise) 
- bestehender Mehraufwand für Aufsichtsbehörden 
und beaufsichtigte Kreditinstitute wegen 
unterschiedlicher Regelungen in BWG und 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 im Bereich der 
Konsolidierung 

- die rechtlichen Unklarheiten sind beseitigt 
- reduzierter Verwaltungsaufwand sowohl auf 
Seite der Aufsichtsbehörden als auch der 
beaufsichtigten Kreditinstitute 

 

Abschätzung der Auswirkungen 
 

Auswirkungen auf die Verwaltungskosten für Bürger/innen und für Unternehmen 
 

Auswirkungen auf die Verwaltungskosten für Unternehmen 
 

Das Vorhaben hat keine wesentlichen Auswirkungen auf die Verwaltungslasten für Unternehmen. 
 

Erläuterung: 

Der gegenständliche Gesetzesentwurf ändert bestehende Informationsverpflichtungen und führt neue 
Informationsverpflichtungen für Kreditinstitute und (gemischte) Finanzholdinggesellschaften ein. Da es 
sich dabei hauptsächlich um geringfügige Änderungen bereits bestehender Anzeige- und Meldepflichten 
handelt, ist mit keinen wesentlichen Auswirkungen auf die sich in diesem Zusammenhang ergebenden 
Verwaltungskosten für die betroffenen Unternehmen zu rechnen. 
 

Unternehmen 
 

Sonstige wesentliche Auswirkungen 
 

Durch die gesetzlichen Änderungen betreffend die Anlage zum Prüfbericht kann sich für Kreditinstitute 
ein verhältnismäßiger Anstieg der Kosten im Zusammenhang mit der Prüfung des Jahresabschlusses 
ergeben. Gleichzeitig wird durch den vorliegenden Gesetzesentwurf die Entstehung überbordender 
Kosten für Kreditinstitute vermieden, da im Sinne der Verhältnismäßigkeit Erleichterungen bei 
bestimmten Organisationsstrukturen vorgesehen sind. 
 

Sonstige wesentliche Auswirkungen 
 
Betroffene Gruppe Anzahl der Betroffenen Quelle/Erläuterung 
Kreditinstitute 790 Quelle: OeNB
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Angaben zur Wesentlichkeit 
 

Nach Einschätzung der einbringenden Stelle sind folgende Wirkungsdimensionen vom gegenständlichen 
Vorhaben nicht wesentlich betroffen im Sinne der Anlage 1 der WFA-Grundsatzverordnung. 
 

Wirkungs-
dimension 

Subdimension der 

Wirkungsdimension 

Wesentlichkeitskriterium 

Verwaltungs- 
kosten 

Verwaltungskosten für 
Unternehmen 

Mehr als 100 000 € an Verwaltungskosten für alle Betroffenen pro Jahr

 

Diese Folgenabschätzung wurde mit der Version 3.2 des WFA – Tools erstellt.  
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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Grundlagen des Gesetzesentwurfs: 

Mit dem vorliegenden Gesetzesentwurf sollen folgende Maßnahmen getroffen werden: 

 Gesetzliche Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf 
die Europäische Zentralbank 

 Neustrukturierung der Anlage zum Prüfbericht im Bankwesengesetz 

 Redaktionelle Berichtigungen in mehreren Aufsichtsgesetzen im Zuge der Nachbearbeitung der 
nationalen Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU über den Zugang zur Tätigkeit von 
Kreditinstituten und die Beaufsichtigung von Kreditinstituten und Wertpapierfirmen, zur 
Änderung der Richtlinie 2002/87/EG und zur Aufhebung der Richtlinien 2006/48/EG und 
2006/49/EG 

Hauptgesichtspunkte des Entwurfs: 

Nationale Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf 
die Europäische Zentralbank 

Durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (in Folge: „SSM-VO“) wurden der 
Europäischen Zentralbank bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute 
übertragen. Die Europäische Zentralbank wird ab dem 4. November 2014 die ihr übertragenen Aufgaben 
im Rahmen eines einheitlichen Aufsichtsmechanismus (in Folge: „SSM“) wahrnehmen. Der SSM besteht 
aus der Europäischen Zentralbank, den jeweiligen nationalen, für die Aufsicht über Kreditinstitute 
zuständigen Behörden und jenen Notenbanken, denen Aufgaben im Bereich der Bankenaufsicht 
übertragen wurden. In Österreich werden die Finanzmarktaufsicht (FMA) und die Oesterreichische 
Nationalbank (OeNB) im Rahmen der bisherigen Aufgabenteilung im Bereich der Bankenaufsicht am 
gemeinsamen Aufsichtsmechanismus teilnehmen. 

Die SSM-VO sieht vor, dass die Europäische Zentralbank in Wahrnehmung der ihr durch die SSM-VO 
übertragenen Aufgaben zuständige Behörde für sämtliche in den teilnehmenden Mitgliedstaaten 
zugelassenen Kreditinstitute ist. Art. 4 SSM-VO definiert jene Aufgaben der prudenziellen Aufsicht über 
Kreditinstitute, die in Zukunft innerhalb des SSM von der Europäischen Zentralbank wahrgenommen 
werden. Darunter fallen neben der Konzessionierung von CRR-Kreditinstituten und der 
Eigentümerkontrolle auch die laufende Aufsicht über die Einhaltung der Vorgaben der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2014, die konsolidierte Aufsicht und die Mitwirkung an der zusätzlichen Beaufsichtigung eines 
Finanzkonglomerates. Ausgenommen vom Anwendungsbereich des SSM ist etwa die Beaufsichtigung 
der Bestimmungen zur Geldwäsche- und Terrorismusprävention oder die Einhaltung der Bestimmungen 
österreichischer Sondergesetze wie etwa das Bausparkassengesetz. 

Um das Funktionieren des neuen Aufsichtssystems innerhalb des SSM zu gewährleisten, hat der 
europäische Gesetzgeber in Art. 6 SSM-VO die Zuständigkeiten der EZB und der nationalen Behörden 
detailliert geregelt. Nach Art. 6 Abs. 4 und 6 SSM-VO kommt den nationalen Aufsichtsbehörden 
weiterhin die Zuständigkeit zur Beaufsichtigung von weniger bedeutenden CRR-Kreditinstituten 
betreffend die meisten Aufsichtsbereiche innerhalb des SSM zu; die EZB ist – beschränkt auf die durch 
die SSM-VO vorgegebenen Aufsichtsbereiche – für die direkte Beaufsichtigung der bedeutenden CRR-
Kreditinstitute zuständig. 

Durch die im vorliegenden Gesetzentwurf enthaltenen Begleitmaßnahmen soll auf nationaler Ebene ein 
reibungsloser Übergang der Aufsichtszuständigkeiten gemäß SSM-VO unterstützt sowie gesteigerte 
Rechtssicherheit und Transparenz für den Rechtsanwender in Österreich gewährleistet werden. Die 
Begleitmaßnahmen betreffen im Wesentlichen: 

 Klarstellung des Umfangs der bei FMA und Oesterreichischer Nationalbank verbleibenden 
aufsichtsrechtlichen Zuständigkeiten  

 Klarstellung betreffend die Anwendung nationalen Verfahrensrechts bei Tätigwerden der 
Europäischen Zentralbank 

 Ergänzende Verfahrensregeln für FMA und Oesterreichische Nationalbank zur Sicherstellung 
eines national koordinierten aufsichtlichen Vorgehens im Rahmen des SSM 
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 Ergänzende Informations- und Koordinierungspflichten zwischen FMA und 
Finanzmarktstabilitätsgremium im Zusammenhang mit makroprudenziellen Maßnahmen gemäß 
Art. 6 SSM-VO 

 Klarstellung der Haftungsregeln für Fälle, in denen die FMA bzw. deren Mitarbeiter mit der 
Europäischen Zentralbank im Rahmen der SSM-Verordnung zusammenarbeitet 

Neustrukturierung der Anlage zum Prüfbericht im Bankwesengesetz 

Durch die gesetzlichen Änderungen wird der Umfang der Jahresabschlussprüfung bei Kreditinstituten an 
die neuen regulatorischen Anforderungen, die durch die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die 
Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU entstanden sind, angepasst. Darüber hinaus sollen durch den 
Gesetzesentwurf die folgenden weiteren Zielsetzungen erreicht werden:  

 Optimierung des Beitrags des Bankprüfers für die Aufsichtstätigkeit im Sinne der rechtzeitigen 
Erkennung wirtschaftlicher Fehlentwicklungen 

 Hintanhalten überbordender Kosten für die beaufsichtigten Institute 

Um diese Ziele zu erreichen, wurden die verschiedenen thematischen Prüffelder („Prüfmodule“) neu 
strukturiert. Weiters wird der Umfang der Prüfungshandlungen, der im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung in Hinblick auf die Ergebnisdarstellung für die Prüfung erforderlich ist, näher 
determiniert, wobei an die einzelnen zu prüfenden Bestimmungen bzw. „Prüfmodule“ unterschiedliche 
Anforderungen an die Berichterstattung gelegt werden sollen. Im diesem Sinne wird grundsätzlich 
festgelegt, dass die Aussagen des Bankprüfers im Rahmen des bankaufsichtlichen Prüfungsberichts 
jedenfalls mit einer Zusicherung zu versehen sind, wobei es sich dabei, entsprechend der Wichtigkeit der 
zu prüfenden Bestimmungen, entweder um positive oder negative Zusicherungen handeln soll. Im Sinne 
der Proportionalität sind darüber hinaus Erleichterungen betreffend die Ergebnisdarstellung für jene 
Organisationsstrukturen vorgesehen, die aufgrund ihrer Ausgestaltung gegenseitige schuldrechtliche 
„Sicherungsnetze“ zwischen einzelnen Kreditinstituten vorsehen. 

Redaktionelle Berichtigungen in mehreren Aufsichtsgesetzen im Zuge der Nachbearbeitung der 
nationalen Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU 

Das parlamentarische Verfahren zur Umsetzung der Richtlinie 2013/36/EU wurde in Österreich bereits zu 
einem Zeitpunkt gestartet, als das Rechtssetzungsverfahren auf europäischer Ebene noch nicht 
abgeschlossen war. Aus diesem Grund sind im Hinblick auf die letztlich im Amtsblatt der EU 
veröffentlichten Fassungen der Richtlinie 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
redaktionelle Fehler wie etwa Fehlverweise im Bankwesengesetz und anderen Aufsichtsgesetzen zu 
beheben. Des Weiteren werden im Zuge dieser Berichtigungen auch Klarstellungen und geringfügige 
legistische Ergänzungen vorgenommen, um ein effizienteres Zusammenspiel zwischen Bankwesengesetz 
und Verordnung (EU) Nr. 575/2013 in der Praxis – etwa im Bereich der aufsichtsrechtlichen 
Konsolidierungskreise – sowohl im Interesse der Aufsichtsbehörden als auch der beaufsichtigten 
Unternehmen zu ermöglichen. 

Inkrafttreten: 

Die nationalen Begleitmaßnahmen im Zusammenhang mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 sowie die 
redaktionellen Berichtungen im Zuge der Nachbearbeitung der nationalen Umsetzung der Richtlinie 
2013/36/EU sollen ehestmöglich in Kraft treten. Die adaptierten Regelungen betreffend den 
bankaufsichtlichen Prüfbericht sollen erstmals auf Jahresabschlussprüfungen für das Geschäftsjahr 2014 
anzuwenden sein. 

Kompetenzgrundlage: 

Der vorliegende Entwurf stützt sich auf Art. 10 Abs. 1 Z 5 B-VG (Börse- und Bankwesen). 

 

Besonderer Teil 

Zu Art. 1 (Änderung des Bankwesengesetzes) 
Zu § 3 Abs. 2: 

Im Einleitungssatz wird eine Verweisanpassung vorgenommen. 
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Im Sinne einer einheitlichen und übersichtlichen Regelung des Anwendungsbereiches des BWG sowie 
der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf Kreditinstitute, die zum Betrieb des Investmentgeschäfts oder des 
Immobilienfondsgeschäfts berechtigt sind, entfällt Z 4. Zudem wird dadurch der bestehende 
Normwiderspruch zu § 10 Abs. 6 InvFG 2011 beseitigt. Die Regelung des Anwendungsbereiches für 
Immobilien-Veranlagungsgesellschaften erfolgt nunmehr ausschließlich in § 3 Abs. 4a BWG sowie für 
Verwaltungsgesellschaften in § 3 Abs. 4 BWG in Verbindung mit § 10 Abs. 6 InvFG 2011, der ab 
1. Jänner 2015 durch § 10 Abs. 7 InvFG 2011 ersetzt wird. 

Zu § 3 Abs. 2a: 

Der Verweis auf § 25 wird gestrichen, da diese Bestimmung mit 1. Jänner 2015 außer Kraft tritt. Ferner 
wird der Verweis auf § 39 Abs. 3 und 4 richtiggestellt und Kreditinstitute, die das Factoringgeschäft 
betreiben, auch von den Bestimmungen über die Leverage Ratio (Teil 7 der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013) ausgenommen. Dies ist aufgrund ihres eingeschränkten Tätigkeitsfelds gerechtfertigt. 

Zu § 3 Abs. 3: 

Redaktionelle Anpassung. 

Zu § 3 Abs. 4a Z 1: 

Durch diese Anpassung wird klargestellt, dass Kreditinstitute, welche zum Betrieb des 
Immobilienfondsgeschäfts berechtigt sind, weitgehend von der Anwendung der Liquiditätsbestimmungen 
des BWG sowie gänzlich von jenen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 ausgenommen sind. Weiterhin 
anwendbar bleiben die Mindestanforderungen für die Erfassung, Steuerung, Überwachung und 
Begrenzung des Liquiditätsrisikos auf Grundlage der gemäß § 39 Abs. 4 BWG von der FMA zu 
erlassenden Verordnung. Zusätzlich werden die genannten Kreditinstitute von der Anwendung der 
Bestimmungen zur Leverage Ratio ausgenommen. Dies ist aufgrund des eingeschränkten 
Tätigkeitsumfangs dieser Kreditinstitute sachlich gerechtfertigt und verhindert unangemessene 
Belastungen. 

Zu § 3 Abs. 7 lit. c: 

Hiermit werden Kreditinstitute, die zum Betrieb des Betrieblichen Vorsorgekassengeschäfts berechtigt 
sind, mit Ausnahme der Verpflichtung zur Einrichtung eines geeigneten Liquiditätsrisikomanagements, 
von den Liquiditätsanforderungen des BWG sowie jenen der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
ausgenommen. Darüber hinaus werden die genannten Kreditinstitute von der Anwendung der 
Bestimmung zur Leverage Ratio befreit. Dies ist aufgrund des eingeschränkten Tätigkeitsbereiches 
gerechtfertigt. Zudem wäre die Einhaltung der genannten Bestimmungen mit unangemessenem Aufwand 
für die betroffenen Kreditinstitute verbunden. 

Zu § 11 Abs.  1 und 4: 

Anpassung der Formulierungen an den Anhang I der Richtlinie 2013/36/EU. 

Zu § 13 Abs. 1: 

Anpassung der Formulierung an den Anhang I der Richtlinie 2013/36/EU. 

Zu § 13 Abs. 4: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 15 Abs. 7: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 20b Abs. 1 Z 4: 

Anpassung von Verweisen. 

Zu § 21 Abs. 1 Z 9: 

Vornahme einer Verweisanpassung. 

Zu § 21a Abs. 2: 

Vornahme von Verweisanpassungen und Erweiterung des Kreises jener Bewilligungsverfahren, welche 
die Einholung einer gutachtlichen Äußerung der OeNB erfordern. 

Zu § 21a Abs. 4: 

Verweisanpassung. 
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Zu § 22 Abs. 3: 

Die Anpassung in Abs. 3 gründet auf Art. 97 Abs. 5 der Richtlinie 2013/36/EU, der vorsieht, dass EBA 
nur im Falle der Feststellung eines Systemrisikos von den zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unverzüglich zu informieren ist. 

Zu § 22a Abs. 1: 

Verweisanpassung. 

Zu § 22a Abs. 2: 

Der offensichtliche Kopierfehler (§ 23a Abs. 2 idFd BGBl. I Nr. 184/2013 wurde irrtümlich auch in § 22a 
Abs. 2 kopiert) wird berichtigt und der korrekte Verweis eingearbeitet. 

Zu § 22a Abs. 4, 5, 6 und 7: 

Da in BGBl. I Nr. 184/2013 im Vergleich zum Begutachtungsentwurf (535/ME XXIV. GP) in § 22a ein 
zusätzlicher Abs. 2 eingefügt wurde, jedoch keine entsprechende Anpassung der Verweise in § 22a 
durchgeführt wurde, wird diese Anpassung hiermit nachgeholt. 

Zu § 23d Abs. 2: 

Verweisanpassung in Umsetzung des Art. 133 Abs. 2 der Richtlinie 2013/36/EU. 

Zu § 23d Abs. 4: 

Verweisanpassung. 

Zu § 24 Abs. 2: 

Im ersten Satz erfolgt eine terminologische Klarstellung, da die durch Abs. 2 umgesetzte Meldepflicht 
nach der Systematik des BWG einer Anzeigepflicht entspricht. Im zweiten Satz wird eine redaktionelle 
Anpassung vorgenommen. 

Zu § 24 Abs. 4 Z 2: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 24b: 

Zu Abs. 1: 

Mit dieser Bestimmung wird dem Umstand Rechnung getragen, dass das nationale System zur Ergreifung 
der einschlägigen makroprudenziellen Maßnahmen im Rahmen des BWG und der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 auf dem kombinierten Zusammenwirken des Finanzmarktstabilitätsgremiums und der FMA 
basiert. Aus Gründen der Konsistenz wird daher auch bei dem durch Art. 5 Abs. 3 der Verordnung (EU) 
Nr. 1024/2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über 
Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (in Folge: „SSM-VO“) eingeräumten Vorschlagsrecht der 
zuständigen bzw. benannten Behörde – in Österreich die FMA – an die Europäische Zentralbank zur 
Ergreifung makroprudenzieller Maßnahmen Informationspflichten sowie die Möglichkeit zur Abgabe 
einer Empfehlung durch das Finanzmarktstabilitätsgremium festgelegt. 

Zu Abs. 2: 

Diese Bestimmung stellt sicher, dass die FMA in Fällen, in denen die Europäische Zentralbank plant, 
makroprudenzielle Maßnahmen in Österreich zu ergreifen, das Finanzmarktstabilitätsgremium über 
dieses Vorhaben informiert. Darüber hinaus wird die rechtliche Voraussetzung dafür geschaffen, dass 
bezüglich allfällig als notwendig erachteter Einwände gegen einen geplanten Beschluss der Europäischen 
Zentralbank ein Zusammenwirken zwischen FMA und Finanzmarktstabilitätsgremiums stattfindet. 
Empfiehlt das Finanzmarktstabilitätsgremium, dass Einwände gegen einen geplanten Beschluss der EZB 
erhoben werden sollten, so sollte diese Empfehlung spätestens einen Tag vor Ende der durch die EZB 
gesetzten 5-Tagesfrist zur Stellungnahme (Art. 5 Abs. 4 SSM-VO) der FMA zugeleitet werden. 

Zu Abs. 3: 

Hiermit wird sichergestellt, dass die FMA im Falle von Einwänden der EZB gegen national vorgesehene 
makroprudenzielle Maßnahmen umgehend das Finanzmarktstabilitätsgremium informiert und diesem die 
schriftliche Begründung der EZB zuleitet. Basiert eine geplante nationale makroprudenzielle Maßnahme 
auf einer Empfehlung des Finanzmarktstabilitätsgremiums, so wäre diese Empfehlung gemäß Art. 5 
Abs. 1 letzter Satz SSM-VO durch das Finanzmarktstabilitätsgremium sodann allenfalls zu überarbeiten. 
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Zu § 26a Abs. 7: 

Hiermit wird klargestellt, dass die Begrenzung auf ein Drittel bei jeglicher Art von gezeichnetem Kapital 
(Z 9 der Anlage 2 zu Artikel I § 43, Teil 1 Passiva) – unabhängig von der Rechtsform eines 
Kreditinstituts – Anwendung findet. 

Zu § 28a Abs. 2c: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 30 Abs. 1: 

Zur bisherigen Z 1: 

Die bisherige Z 1 entfällt, da das alleinige Abstellen auf die rechnerische Mehrheit am Kapital eines 
Unternehmens noch nicht zwingend eine Beherrschungsmöglichkeit im Sinne des bilanzrechtlichen 
„Control-Konzepts“ vermittelt. Zudem findet dieser Konsolidierungstatbestand keine Entsprechung in der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013, weshalb durch dessen Streichung ein Mehraufwand für Kreditinstitute 
aufgrund der unterschiedlichen Konsolidierungskreise vermieden wird. In diesem Zusammenhang ist die 
Übergangsbestimmung des § 103s zu beachten, die in bestimmten Fällen eine zeitlich befristete 
Aufrechterhaltung der Anwendung der bisherigen Z 1 ermöglicht. 

Zur nunmehrigen Z 1: 

Hiermit wird das Vorliegen einer „einheitlichen Leitung“ nach Art. 1 Abs. 2 Buchstabe b) der 
Richtlinie 83/349/EWG als Konsolidierungstatbestand eingeführt, um die Konsolidierung nach dem 
BWG weiter an das Konzernbilanzrecht (§ 244 Abs. 1 UGB) anzugleichen. 

Zum Entfall der Z 4: 

Z 4 basierte auf Art. 1 Abs. 1 Buchstabe c) der Richtlinie 83/349/EWG und erfasste Fälle, in denen das 
übergeordnete Kreditinstitut über das Recht verfügt, beherrschenden Einfluss auszuüben. Demgegenüber 
ist die nunmehrige Umsetzung des Wahlrechts des Art. 1 Abs. 2 Buchstabe a) der genannten Richtlinie in 
der neu gefassten Z 5 tatbestandlich weiter gefasst. Fälle, die bisher unter Z 4 zu subsumieren waren, 
fallen daher künftig unter den Tatbestand der Z 5. Z 4 kann daher entfallen. 

Zur nunmehrigen Z 5: 

Durch diese Anpassung wird der Tatbestand der bisherigen Z 5 erweitert, indem künftig auch die 
Möglichkeit zur Ausübung beherrschenden Einflusses iSd Art. 1 Abs. 2 Buchstabe a) 1. Fall der 
Richtlinie 83/349/EWG das Vorliegen einer Kreditinstitutsgruppe begründet. Dies entspricht auch den 
internationalen Rechnungslegungsstandards (IFRS 10). 

Zu Z 7: 

Hiermit wird die bestehende Z 7 um das Tatbestandsmerkmal der Haftungsbeschränkung auf den 
Kapitalanteil ergänzt. Dies entspricht der Parallelbestimmung in der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 
(Art. 18 Abs. 4). 

Im Schlussteil von Abs. 1 wird ein Verweis richtig gestellt. 

Zu § 30 Abs. 2a: 

Durch diese Einfügung wird in Bezug auf Kreditinstitute, welche nicht der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 (CRR) unterliegen, die Möglichkeit der Ausnahme aus dem Konsolidierungskreis einer 
Kreditinstitutsgruppe geschaffen. Dies ist angemessen, da die betroffenen Kreditinstitute für die 
Kreditinstitutsgruppe von untergeordneter Bedeutung sind und auch die CRR eine ähnliche 
Ausnahmemöglichkeit vorsieht. Abs. 2a entspricht § 24 Abs. 3a BWG in der Fassung vor dem BGBl. I 
Nr. 184/2013. 

Zu § 30 Abs. 3: 

Hiermit wird die bisherige Pflicht zur Einbeziehung mittelbarer Beteiligungen in den 
Konsolidierungskreis insofern begrenzt, als nunmehr lediglich Beteiligungen, die über ein 
Tochterunternehmen im Sinne der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 gehalten werden, einzubeziehen sind. 
Dadurch wird eine Angleichung an die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 erreicht. 

Zu § 30 Abs. 4 Z 2: 

Zur Vermeidung eines Widerspruchs mit Art. 11 Abs. 2 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 (CRR) und 
Abweichungen der aufsichtlichen Konsolidierungskreise nach dem BWG und der CRR entfällt die 
gegenständliche Bestimmung. 
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Zu § 30 Abs. 4 Z 3: 

Die gegenständliche Z 3 war bereits Rechtsbestand vor dem BGBl. I Nr. 184/2013, wurde aber durch 
BGBl. I Nr. 184/2013 irrtümlich aufgehoben. Zur Behebung dieses redaktionellen Fehlers wird Z 3 im 
selben Wortlaut wie vor BGBl. I Nr. 184/2013 mit Rückwirkung ab 1. Jänner 2014 wieder in den 
aktuellen Rechtsbestand aufgenommen. 

Zu § 30 Abs. 9a: 

Richtigstellung von Verweisen. 

Zu § 30a Abs. 1 Z 2: 

Verweisanpassung. 

Zu § 30a Abs. 10: 

Verweisanpassung. 

Zu § 39d Abs. 2 Z 3: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 39d Abs. 2 Z 4: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 42 Abs. 4 Z 4: 

Verweisanpassung. 

Zu § 42 Abs. 4 Z 5: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 43 Abs. 1 und 2: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 63 Abs. 4: 

In Abs. 4 wird der Umfang der Jahresabschlussprüfung bei Kreditinstituten an die neuen regulatorischen 
Anforderungen, die durch die Verordnung (EU) Nr. 575/2013 sowie die Umsetzung der Richtlinie 
2013/36/EU entstanden sind, angepasst und die verschiedenen thematischen Prüffelder („Prüfmodule“) 
neu strukturiert. 

Darüber hinaus sollen durch die Änderungen in diesem Absatz die folgenden zwei Zielsetzungen erreicht 
werden: Einerseits eine Optimierung des Beitrags des Bankprüfers für die Aufsichtstätigkeit im Sinne der 
rechtzeitigen Erkennung wirtschaftlicher Fehlentwicklungen; andererseits das Hintanhalten 
überbordender Kosten für die beaufsichtigten Institute. 

Zu § 63 Abs. 4a: 

Der bisherige Schlussteil dieser Bestimmung wird gestrichen, da sich im ebenfalls zu novellierenden § 63 
Abs. 5 künftig ein ausdrücklicher Verweis auch auf Abs. 4a befindet. Die Regelung wird in Einklang mit 
Art. 49 Abs. 3 lit. a sublit. iv der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 um die Prüfung der erweiterten 
Zusammenfassungsrechnung erweitert, um die in Art. 49 Abs. 3 lit. a und Art. 113 Abs. 7 lit. e 
(aggregierte Bilanz) der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 für institutsbezogene Sicherungssysteme 
vorgesehenen Alternativen entsprechend abzubilden. 

Zu § 63 Abs. 5: 

Mit der Neufassung von Abs. 5 wird der Umfang der Prüfungshandlungen, der im Rahmen der 
Jahresabschlussprüfung in Hinblick auf die Ergebnisdarstellung für die Prüfung nach Abs. 4 erforderlich 
ist, näher determiniert. Dabei werden an die einzelnen zu prüfenden Bestimmungen bzw. „Prüfmodule“ 
unterschiedliche Anforderungen an die Berichterstattung gelegt. 

Klargestellt wird, dass die Aussagen des Bankprüfers im Rahmen des bankaufsichtlichen 
Prüfungsberichts zu den Z 1 bis 14 des Abs. 4 sowie zu Abs. 4a jedenfalls mit einer Zusicherung zu 
versehen sind. Der Begriff „Zusicherung“ wird hierbei im Sinne des Fachgutachtens KFS/PG 13 
(Fachgutachten zur Durchführung von sonstigen Prüfungen, beschlossen in der Sitzung des Fachsenats 
für Unternehmensrecht und Revision am 23. März 2011 als Fachgutachten KFS/PG 13; siehe Punkt 2.3.5) 
bzw. dem ISAE 3000 (Revised), Assurance Engagements Other Than Audits or Reviews of Historical 
Financial Information verstanden. 

Grundsätzlich sind die Prüfungsergebnisse gemäß Abs 4. Z 3 bis 12 mit einer negativen, die 
Prüfungsergebnisse gemäß Abs. 4 Z 1 und 2 und 4a mit einer positiven Zusicherung zu verbinden. 
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Abweichend davon ist eine Erleichterung für kleine nicht kapitalmarktorientierte Kreditinstitute, die 
Mitglieder von Kreditinstitute-Verbünden oder institutsbezogenen Sicherungssystemen sind, vorgesehen, 
die auf der Anwendung des Proportionalitätsprinzips beruht. Bei diesen Kreditinstituten müssen auch die 
Prüfungsergebnisse gemäß Abs. 4 Z 1 und 2 nur in der Qualität einer negativen Zusicherung dargestellt 
werden.  

Bei Kreditinstituten, auf die nicht alle Voraussetzungen gemäß Abs. 5 Z 1 bis 3 kumulativ zutreffen, sind 
die Prüfungsergebnisse gemäß Abs. 4 Z 1 und 2 in Form einer positiven Zusicherung darzustellen. 
Dadurch wird sichergestellt, dass zu diesen Bestimmungen mit besonderer aufsichtsrechtlicher Bedeutung 
bei Kreditinstituten mit besonderer Relevanz für den Finanzplatz Österreich erweiterte 
Prüfungshandlungen gesetzt werden, ohne aber andere Kreditinstitute mit überproportionalen Kosten zu 
belasten. 

Im Hinblick auf die Z 13 und 14 dieses Absatzes ist keine Zusicherung, sondern eine Berichterstattung 
von im Zuge der Tätigkeit des Bankprüfers getroffenen Wahrnehmungen über Verstöße des 
Kreditinstituts vorgesehen. Damit soll dem Prüfer die Möglichkeit gegeben werden, über die Darstellung 
der angeführten Feststellungen hinaus, auch sonstige Feststellungen und Wahrnehmungen, welche nach 
seinem pflichtgemäßen Ermessen für die Beaufsichtigung durch die Finanzmarktaufsicht relevant sein 
könnten, im Rahmen dieser Berichterstattung zu berichten. 

Zu § 65 Abs. 2: 

Verweisanpassung. 

Zu § 66 und 67: 

Verweisanpassung wegen geänderter Nummerierung im ABGB. 

Zu § 69 Abs. 3b: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 70 Abs. 2 Z 1a: 

Mangels Fortbestand der Anrechnungsbegrenzungen gemäß § 23 Abs. 14 Z 1 bis 3 kann diese 
Bestimmung entfallen. 

Zu § 70 Abs. 4a Z 1: 

Durch die Änderung wird eine Anpassung an den Wortlaut des Art. 104 Abs. 1 lit. a der Richtlinie 
2013/36/EU durchgeführt. Damit soll klargestellt werden, dass aufsichtsbehördlich angeordnete „Capital 
add-ons“ zulässig sind, wenn die Vorgaben gemäß Säule 1 allein zur Unterlegung der individuellen 
Risikoarten bzw. Risiken inadäquat sind (siehe dazu Art. 104 Abs. 1 lit. a der Richtlinie 2013/36/EU: 
„[…] nicht durch Art. 1 jener Verordnung erfassten Risikokomponenten und Risiken […]“) und aufgrund 
einer Überprüfung gemäß § 21a Abs. 3 und § 69 Abs. 2 und 3 BWG die Vorschreibung zusätzlich zu 
haltender Eigenmittel erforderlich ist. 

Zu § 73 Abs. 1 Z 2 und 3: 

Durch die Änderung in Z 2 wird die Anzeigepflicht für Geschäftsleiter von Kreditinstituten um 
Änderungen bei den Voraussetzungen gemäß § 5 Abs. 1 Z 9a erweitert; für Mitglieder des Aufsichtsrates 
bestand bereits bisher eine derartige Anzeigepflicht (§ 73 Abs. 1 Z 8 iVm § 28a Abs. 5 Z 5) und ist die 
Anpassung daher unter Sachlichkeitsaspekten geboten. Die Anzeigepflichten betreffend die 
Anforderungen gemäß § 30 Abs. 7a werden von den Z 2 und 3 in den neuen Anzeigetatbestand des § 73 
Abs. 1a verschoben. 

Zu § 73 Abs. 1 Z 18: 

Gemäß Art. 296 Abs. 2 lit. b CRR (Einleitungssatz) haben Institute den zuständigen Behörden 
Rechtsgutachten über vertragliche Nettingvereinbarungen vorzulegen. Bisher waren Institute allein „auf 
Verlangen“ dazu verpflichtet (siehe § 257 Abs. 2 Z 3 der ehemaligen Solvabilitätsverordnung der FMA). 
Da auch weiterhin kein eigener Bewilligungstatbestand für die Verwendung vertraglicher 
Nettingvereinbarungen in der CRR vorgesehen ist, wäre eine verpflichtende Vorlage sämtlicher 
Gutachten unmäßig. Um Kenntnis von der Verwendung von Nettingvereinbarungen zu erhalten (ohne 
sämtliche diesbezüglichen Gutachten übermitteln zu müssen), wird daher ein neuer Anzeigetatbestand 
eingeführt, der die Überwachung der Einhaltung des Art. 296f CRR verwaltungsökonomisch ermöglicht. 
Die tatsächliche Vorlage der Gutachten ist sohin weiterhin allein auf Ersuchen der FMA durchzuführen. 

Zu § 73 Abs. 1a: 

Im neuen Abs. 1a werden Anzeigepflichten eingeführt, die mit den Anforderungen gemäß § 30 Abs. 7a 
korrespondieren und den Anzeigepflichten des § 73 Abs. 1 nachgebildet sind. Dabei werden die bisher in 
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§ 73 Abs. 1 Z 2 und 3 festgesetzten Anzeigepflichten für Kreditinstitute im Hinblick auf Geschäftsleiter 
von (gemischten) Finanzholdinggesellschaften in den neuen Abs. 1a verschoben und durch 
Anzeigepflichten betreffend die Mitglieder des Aufsichtsrates ergänzt. Durch die neue Systematik, die 
nun direkt eine Anzeigepflicht für (gemischte) Finanzholdinggesellschaften vorsieht, soll vermieden 
werden, dass es zu mehrfachen Anzeigepflichten für verschiedene Kreditinstitute einer Gruppe kommt, 
die mit einer (gemischten) Finanzholdinggesellschaft in Verbindung stehen. 

Zu § 73 Abs. 3: 

Hiermit erfolgt eine Anpassung an Art. 125 Abs. 3 der Richtlinie 2013/36/EU. 

Zu § 73a: 

Im ersten Satz wird werden die neuen Anzeigeverpflichtungen gemäß § 73 Abs. 1 Z 18, § 73 Abs. 1a 
ergänzt sowie der Verweis auf die Anzeigeverpflichtung gemäß § 73 Abs. 7 gestrichen, da § 73 Abs. 7 
durch BGBl. I 2010/107 aufgehoben wurde. 

Zu § 75: 

Die Bezeichnungen „Kreditregister“ und „Großkreditevidenz“ werden durch die Änderung auf die 
Bezeichnung „Zentrales Kreditregister“ vereinheitlicht. 

Zu § 77 Abs. 4 Z 15: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 77 Abs. 4 Z 16: 

Die Bezeichnung „Großkreditevidenz“ wird im Sinne der Vereinheitlichung durch die Bezeichnung 
„Zentrales Kreditregister“ ersetzt. 

Zu § 77d: 

Durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang 
mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die Europäische Zentralbank (in Folge: „SSM-VO“) wurden der 
Europäischen Zentralbank bestimmte Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute 
übertragen. Die Europäische Zentralbank wird ab dem 4. November 2014 die ihr übertragenen Aufgaben 
im Rahmen eines einheitlichen Aufsichtsmechanismus (in Folge: „SSM“) wahrnehmen. Der SSM besteht 
aus der Europäischen Zentralbank, den jeweiligen nationalen, für die Aufsicht über Kreditinstitute 
zuständigen Behörden und jenen Notenbanken, denen Aufgaben im Bereich der Bankenaufsicht 
übertragen wurden. In Österreich werden die Finanzmarktaufsicht (FMA) und die Oesterreichische 
Nationalbank (OeNB) im Rahmen der bisherigen Aufgabenteilung im Bereich der Bankenaufsicht am 
gemeinsamen Aufsichtsmechanismus teilnehmen. 

Die SSM-VO sieht vor, dass die Europäische Zentralbank in Wahrnehmung der ihr durch die SSM-VO 
übertragenen Aufgaben zuständige Behörde für sämtliche in den teilnehmenden Mitgliedstaaten 
zugelassenen Kreditinstitute ist. Art. 4 SSM-VO definiert jene Aufgaben der prudenziellen Aufsicht über 
Kreditinstitute, die in Zukunft innerhalb des SSM von der EZB wahrgenommen werden. Darunter fallen 
neben der Konzessionierung von CRR-Kreditinstituten und der Eigentümerkontrolle auch die laufende 
Aufsicht über die Einhaltung der Vorgaben der CRR, die konsolidierte Aufsicht und die Mitwirkung an 
der zusätzlichen Beaufsichtigung eines Finanzkonglomerates.  

Um das Funktionieren des neuen Aufsichtssystems innerhalb des SSM zu gewährleisten, hat der 
europäische Gesetzgeber in Art. 6 SSM-VO die Zuständigkeiten der EZB und der nationalen Behörden 
geregelt. Nach Art. 6 Abs. 4 und 6 SSM-VO kommt den nationalen Aufsichtsbehörden weiterhin die 
Zuständigkeit zur Beaufsichtigung von weniger bedeutenden CRR-Kreditinstituten betreffend die meisten 
Aufsichtsbereiche innerhalb des SSM zu; die EZB ist – beschränkt auf die durch die SSM-VO 
vorgegebenen Aufsichtsbereiche – für die direkte Beaufsichtigung der bedeutenden CRR-Kreditinstitute 
zuständig. Die Zusammenarbeit zwischen der Europäischen Zentralbank und den nationalen 
Aufsichtsbehörden ist in einem Rahmenwerk näher zu regeln, das in Form einer Verordnung der 
Europäischen Zentralbank erlassen werden soll („SSM-Rahmenverordnung“). Die FMA und die 
Oesterreichische Nationalbank nehmen ihre Aufgaben und Befugnisse auch innerhalb des SSM weiterhin 
wahr. Aufgrund der Ausgestaltung des SSM muss die FMA weiterhin befugt sein, auch in jenen 
Bereichen, die zukünftig in den Anwendungsbereich der SSM-VO fallen, Befugnisse gegenüber allen 
(bedeutenden und weniger bedeutenden) CRR-Kreditinstituten auszuüben. Dies betrifft etwa die Bereiche 
der Konzessionierung und des Erwerbs qualifizierter Beteiligungen (Art. 14 und 15 SSM-VO) sowie jene 
Fälle, in denen die Europäische Zentralbank die nationale Aufsichtsbehörde zur Ausübung von 
Befugnissen gegenüber bedeutenden Instituten gemäß Art. 9 Abs. 1 Unterabsatz 3 SSM-VO heranziehen 
muss, weil ihr selbst zwar eine Aufgabe durch die SSM-VO übertragen wurde, der Europäischen 
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Zentralbank kraft Unionsrecht jedoch keine Befugnisse zur Durchführung dieser Aufgabe zukommen (als 
Anwendungsfälle hierfür könnte zB die Durchführung von bestimmten Arten von 
Verwaltungsstrafverfahren in Betracht kommen). Wird die Europäische Zentralbank selbst tätig, so stützt 
sie sich in Ausübung ihrer Aufgaben auf das einschlägige Unionsrecht (Art. 4 Abs. 3 SSM-VO); sofern 
dieses einschlägige Unionsrecht aus Richtlinien oder umzusetzenden Bestimmungen in Verordnungen 
besteht, hat die EZB nationales Recht anzuwenden und wird daher auf Grundlage des BWG tätig werden, 
wobei in diesem Zusammenhang insbesondere Art. 9 Abs. 1 erster und zweiter Unterabsatz SSM-VO zu 
beachten sind, der sinngemäß sagt, dass Regelungen im BWG betreffend FMA und OeNB in diesen 
Fällen auch die EZB mitumfassen können. In diesem Zusammenhang wird durch die SSM-VO und die 
SSM-Rahmenverordnung (s. Art. 1 Z 9 der SSM-Rahmenverordnung) ferner klargestellt, dass die dem 
BWG innewohnende Aufgabenteilung zwischen FMA und OeNB auch im Hinblick auf die 
Bestimmungen der SSM-VO und der SSM-Rahmenverordnung mit der Maßgabe gilt, dass im BWG 
vorgesehene Befugnisse der FMA zur Beauftragung und Anhörung der OeNB sowie zur Einholung 
gutachterlicher Äußerungen oder Stellungnahmen der OeNB, hinsichtlich der im SSM der Europäischen 
Zentralbank übertragenen Aufgaben, Befugnisse und Pflichten direkt der Europäischen Zentralbank 
zukommen können.  

Für Materien, die nicht in den sachlichen Anwendungsbereich des SSM fallen (zB Beaufsichtigung 
nationaler Kreditinstitute; Beaufsichtigung von Geldwäschepräventionsvorschriften oder nationalen 
Sondergesetzen wie BSpG und HypBG), gelten die bestehenden nationalen Aufsichtszuständigkeiten 
unverändert weiter. 

Zu Abs. 1:  

Hiermit wird zur besseren Transparenz klargestellt, dass der Umfang, innerhalb dessen FMA und OeNB 
jene Aufgaben und Befugnisse, die ihnen durch das BWG übertragen wurden, im Rahmen des SSM durch 
die direkt anwendbare SSM-VO eine Änderung erfährt. 

Zu Abs. 2:  

Sofern das einschlägige Unionsrecht aus Richtlinien besteht, wendet die Europäische Zentralbank gemäß 
Art. 4 Abs. 3 SSM-VO die nationalen Rechtsvorschriften an, mit denen diese Richtlinien umgesetzt 
wurden. Das BWG sieht Fälle vor, in denen die FMA zur Ausübung von Befugnissen, die auf 
umsetzungsbedürftigem Unionsrecht basieren, (ausschließlich) durch Verordnung unter Berücksichtigung 
innerstaatlicher Verfahren ermächtigt ist (insbesondere im V. Abschnitt des BWG: Makroprudenzielle 
Aufsicht). Wiewohl davon ausgegangen werden muss, dass Art. 4 Abs. 3 SSM-VO die Europäischen 
Zentralbank grundsätzlich nur dazu verpflichtet, jene nationale Rechtsvorschriften anzuwenden, die 
unmittelbar (meist materiell-rechtliche) Bestimmungen des EU-Rechts umsetzen (und nicht allfällig 
damit verbundene, rein innerstaatlich vorgesehene Verfahrensvorschriften), so wird hier – um 
Missverständnissen vorzubeugen – zur Sicherheit klargestellt, dass die EZB ihr übertragene Befugnisse 
mittels ihr zur Verfügung stehenden Rechtsakten der Union (EZB-Beschlüsse, EZB-Verordnungen) 
unmittelbar selbst ausübt, ohne an innerstaatliche Handlungsformen (Verordnungserlassung) und 
Verfahren (Zustimmung des Bundesministers für Finanzen) bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben 
gebunden zu sein. Insbesondere ist bei diesen Fällen an die makroprudenziellen Aufgaben und Befugnisse 
der Europäischen Zentralbank nach Art. 5 SSM-VO zu denken, die die Europäischen Zentralbank anstelle 
der FMA ausüben wird. Soweit die FMA tätig wird, bleibt die durch das BWG vorgegebene 
Handlungsform der Verordnung und allfällige Zustimmungserfordernisse des Bundesministers für 
Finanzen selbstverständlich bestehen.  

Zu Abs. 3:  

Hiermit wird eine allgemeine Pflicht zur Koordination und zum Informationsaustausch zwischen FMA 
und OeNB im Rahmen des SSM festgelegt. Damit soll das bestehende System der Aufgabenteilung 
zwischen FMA und OeNB im Bereich der Bankenaufsicht unverändert in das neue europäische 
Aufsichtssystem eingebettet (siehe dazu auch insbesondere Art. 1 Z 9 der SSM-Rahmenverordnung), 
gleichzeitig jedoch eine abgestimmte Vorgehensweise erreicht werden. 

Zu Abs. 4  

Diese Bestimmung regelt den teilweisen Entfall von Verpflichtungen von FMA und OeNB zur 
Einstellung von Daten in die gemeinsame Datenbank gemäß § 79 Abs 3 BWG. Gemäß genannter 
Bestimmung hat die Oesterreichische Nationalbank eine gemeinsame Datenbank für bankaufsichtliche 
Analysen zu unterhalten und der FMA den jederzeitigen automationsunterstützten Zugriff auf die dort 
eingestellten Daten zu ermöglichen. Sowohl die FMA als auch die Oesterreichische Nationalbank haben 
nach diesem Bundesgesetz Daten in diese Datenbank einzustellen, und handelt es sich bei der 
gemeinsamen Datenbank um ein Informationsverbundsystem iSd § 4 Z 13 DSG 2000. Im Rahmen des 
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Einheitlichen Aufsichtsmechanismus wird auch seitens der EZB eine Datenbank für bankaufsichtliche 
Zwecke betrieben werden, und wird hinsichtlich der in diese Datenbank künftig einzustellenden Daten 
eine Überschneidung mit den in die Datenbank nach § 79 Abs. 3 BWG einzustellenden Daten bestehen. 
Hinsichtlich jener Daten, die in die seitens der EZB betriebene Datenbank einzustellen sein werden, und 
auf die sowohl FMA als auch OeNB jederzeit Zugriff haben, besteht demnach keine Notwendigkeit mehr, 
diese zusätzlich auch in die Datenbank nach § 79 Abs. 3 BWG einzustellen, weshalb die diesbezüglichen 
Verpflichtungen entfallen. 

Zu § 79 Abs. 2: 

Hiermit wird der Anwendungsbereich des Abs. 2, bedingt durch Meldeverpflichtungen aufgrund der 
Verordnung (EU) Nr. 575/2013 und darauf basierender technischer Standards der EBA, um die 
entsprechenden EU-rechtlichen Bestimmungen erweitert. 

Zu § 83 Abs. 5: 

Verweisanpassung. 

Zu § 93a Abs. 1: 

Die Verweise auf die § 22 und § 22o werden aufgrund der mit BGBl. I 2013/184 neu eingeführten 
Systematik im BWG auf Verweise auf die entsprechenden Bestimmungen in der Verordnung (EU) 
Nr. 575/2013 abgeändert. 

Zu § 98 Abs. 3 Z 3: 

Zur alten Z 3: Da § 34 kein Schriftformerfordernis mehr vorsieht, kann diese Strafbestimmung entfallen. 

Zur neuen Z 3: Hiermit wird ein neuer Straftatbestand für Verstöße gegen die Anzeigepflicht gemäß § 73 
Abs. 3 eingeführt. 

Zu § 98 Abs. 5a Z 9 und Schlussteil: 

Redaktionelle Berichtigung (Schlussteil) sowie Anpassung des Wortlauts an die Richtlinie 2013/36/EU 
(Z 9). 

Zu § 99 Abs. 1 Z 1, 2, 12 und 16: 

Da die §§ 12 und 14 BWG bereits mit BGBl. 1996/445 aufgehoben wurden, fehlte den bisher damit im 
Zusammenhang stehenden Strafbestimmungen (Z 1 und 2) der Anwendungsbereich. Während Z 2 daher 
ersatzlos gestrichen werden kann, wird in Z 1 ein gänzlich neuer Straftatbestand eingeführt, der mit der 
neuen Anzeigeverpflichtung in § 73 Abs. 1a korrespondiert. In Z 12 wird die Terminologie angepasst, da 
die Bezeichnung „Großkreditmeldung“ im Zusammenhang mit § 75 durch BGBl. I 2013/184 ersetzt 
wurde. In Z 16 erfolgt eine Verweisanpassung an die geänderte Nummerierung im ABGB. 

Zu § 99a Abs. 1: 

Verweisanpassung. 

Zu § 101a: 

Diese Bestimmung wird um Verweise auf die gänzlich neuen Straftatbestände des § 98 Abs. 3 Z 3 und 
§ 99 Abs. 1 Z 1 erweitert. Abweichend von § 15 VStG sollen Geldstrafen auf Basis dieser neuen 
Straftatbestände dem Bund zufließen, wie dies bereits mit der BWG-Novelle BGBl. I Nr. 184/2013 
vorgesehen war. 

Zu § 103s: 

Zu Z 1: Diese Übergangsbestimmung räumt Kreditinstitutsgruppen gemäß § 30 Abs. 1 Z 1 BWG in der 
Fassung des BGBl. I Nr. 184/2013 das Wahlrecht ein, bis zum 31. Dezember 2019 weiterhin auf Basis 
dieser Norm, die Bestimmungen des BWG über Kreditinstitutsgruppen anzuwenden. Die Ausübung 
dieses Wahlrechts bedarf der schriftlichen Anzeige bei der FMA bis zum 31. Dezember 2014. Der 
Widerruf der Anzeige über den Gebrauch des Wahlrechts ist der FMA schriftlich zu übermitteln. Dies 
kann ausschließlich zum Ende eines Kalenderjahres erfolgen. In diesem Fall wird der Widerruf ab dem 
darauf folgenden Kalenderjahr rechtswirksam. 

Zu Z 2: Durch diese Übergangsbestimmung soll eine angemessene Vorlaufzeit für die Erfüllung der 
neuen Vorgaben betreffend die Anlage zum Prüfungsbericht gewährleistet werden. 

Zu § 105 Abs. 4, 5, 10 und 11: 

Redaktionelle Anpassung (Verweisaktualisierungen) sowie Festlegung der anzuwendenden Fassung der 
Verordnung (EU) Nr. 1024/2013. 
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Zu § 107 Abs. 83: 

Bestimmung zum Inkrafttreten. 

Zu Art. 2 (Änderung des Börsegesetzes 1989) 
Zu § 83 Abs. 5: 

Redaktionelle Klarstellung, dass der Verweis auf § 23 Abs. 4 BWG und nicht auf das BörseG abzielt. 

Zu Art. 3 (Änderung des E-Geldgesetzes 2010) 
Zu § 30 Abs. 1, 2 und 3: 

Da § 28 Verwaltungsstrafen nicht zum Regelungsgegenstand hat, kann der Verweis auf § 28 in diesen 
Bestimmungen entfallen. 

Zu Art 4 (Änderung des Finanzkonglomerategesetzes) 
Zu § 12a: 

Hiermit wird zur besseren Transparenz klargestellt, dass der Umfang, innerhalb dessen die FMA jene 
Aufgaben und Befugnisse, die ihr durch das FKG übertragen wurden, im Rahmen des einheitlichen 
europäischen Aufsichtsmechanismus („SSM“) durch die Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 
Europäische Zentralbank (s. insbesondere Art 4 Abs. 1 lit. h der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013) eine 
Änderung erfährt. Zu weiteren Ausführungen betreffend den SSM wird auf den allgemeinen Teil der 
erläuternden Bemerkungen zu § 77d BWG verwiesen. 

Zu Art. 5 (Änderung des Finanzmarktaufsichtsbehördengesetzes) 
Zu § 3 Abs. 6: 

Im Hinblick auf die Erfüllung ihrer Aufgaben im Rahmen der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 zur 
Übertragung besonderer Aufgaben im Zusammenhang mit der Aufsicht über Kreditinstitute auf die 
europäische Zentralbank wird ausdrücklich geregelt, dass Organe und Bedienstete der FMA bei ihren 
Tätigkeiten für die Europäische Zentralbank nicht als „Organ“ im Sinne des Amtshaftungsgesetzes gelten. 
Die Übertragung besonderer Aufgaben an die Europäische Zentralbank gemäß Art. 127 Abs. 6 AEUV in 
Verbindung mit der Verordnung (EU) Nr. 1024/2013 stellt im Hinblick auf die Haftung der Europäischen 
Zentralbank gemäß Art. 340 AEUV einen sachgemäßen Grund dar, die innerstaatliche Amtshaftung – 
sofern diese neben der Haftung der Europäischen Zentralbank gemäß Art. 340 AEUV überhaupt eintreten 
hätte können – ausdrücklich gesetzlich auszuschließen. 

Zu § 13 Abs. 2: 

Es erfolgt eine Klarstellung, dass der Verweis auf die §§ 13 bis 13b auf das FMABG bezogen ist. Weiters 
wird die Zitierweise betreffend das Nationalbankgesetz 1984 richtiggestellt. 

Zu § 22c Abs. 1: 

Durch diese Bestimmung wird der FMA die Möglichkeit eingeräumt, Verstöße gemäß § 98 Abs. 1a BWG 
zu beauskunften oder öffentlich bekannt zu geben. Damit wird die Rechtslage vor BGBl. I Nr. 184/2013 
in Bezug auf Bankgeschäfte, die nicht unter den EU-rechtlich harmonisierten Bankgeschäftsbegriff 
gemäß Art. 4 Abs. 1 Nr. 1 der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 fallen, wieder hergestellt. 

Zu Art. 6 (Änderung des Investmentfondsgesetzes 2011) 
Zu § 10 Abs. 6: 

Durch die Anpassung dieser Bestimmung und die gleichzeitige Streichung des § 3 Abs. 2 Z 4 
Bankwesengesetz (BWG) wird der zwischen diesen Bestimmungen bestehende Normwiderspruch 
beseitigt und die Anwendung des BWG sowie der Verordnung (EU) Nr. 575/2013 auf 
Verwaltungsgesellschaften klargestellt. Zudem wird die Anwendung der §§ 25 und 57 Abs. 5 BWG auf 
Verwaltungsgesellschaften ausgeschlossen. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang die neu gefasste 
Bestimmung des § 200 Abs. 9. 
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Zu § 10 Abs. 7: 

§ 10 Abs. 7 entfällt, da § 10 Abs. 6 nicht, wie im Bundesgesetz BGBl. I Nr. 184/2013 vorgesehen, mit 
31. Dezember 2014 außer Kraft tritt. Zu beachten ist in diesem Zusammenhang die neu gefasste 
Bestimmung des § 200 Abs. 9. 

Zu § 200 Abs. 9: 

Durch die Überarbeitung des zweiten und dritten Satzes wird normiert, dass § 10 Abs. 6 nicht mit 
31. Dezember 2014 außer Kraft tritt und § 10 Abs. 7 in der Fassung des BGBl. I Nr. 184/2013 nicht mit 
1. Jänner 2015 in Kraft tritt, wie dies ursprünglich durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 184/2013 
vorgesehen war. Da der Verweis auf § 25 BWG in § 10 Abs. 6 bereits durch die gegenständliche 
Änderung beseitigt wird, wird § 10 Abs. 7 damit obsolet und hat (noch vor Inkrafttreten) zu entfallen. 

Zu Art. 7 (Änderung des Stabilitätsabgabegesetzes) 
Zu § 4 Abs. 2: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu Art. 8 (Änderung des Wertpapieraufsichtsgesetzes 2007) 
Zu § 6 Abs. 2: 

Durch diese redaktionelle Anpassung wird klargestellt, dass in dieser Bestimmung nicht zweimal – mit 
unterschiedlichem Umfang – auf die §§ 99c und 99d BWG verwiesen werden soll. 

Zu § 11 Abs. 4: 

Verweisanpassung. 

Zu § 31 Abs. 3: 

Verweisanpassung. 

Zu § 40 Abs. 5: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu Art. 9 (Änderung des Zahlungsdienstegesetzes) 
Zu § 15 Abs. 1 und 2: 

Redaktionelle Berichtigung. 

Zu § 42 Abs. 1: 

Da die entsprechende Übergangsbestimmung in Art. 69 Abs. 1 der Richtlinie 2007/64/EG über 
Zahlungsdienste im Binnenmarkt ausgelaufen ist, kann der zweite Satz dieser Bestimmung entfallen. 

Zu § 76 Abs. 2: 

Da aufgrund der verspäteten Veröffentlichung im Amtsblatt der EU die Platzhalter nicht mehr im 
Rahmen des BGBl. I Nr. 13/2014 korrigiert werden konnten, wird dies hiermit nachgeholt. 

Zu Art. 10 (Änderung des Zentrale Gegenparteien-Vollzugsgesetzes) 
Zu § 11: 

Durch den neuen Abs. 2 werden die Verweise auf die Verordnung (EU) Nr. 648/2012 aktualisiert. 
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